
der Deutsche Bundestag nimmt in dieser Woche das
parlamentarische Verfahren für die neue europäische
Stabilitätsarchitektur auf. Bis zur Sommerpause wollen
wir über das Gesetzespaket zur Schaffung einer Stabili-
tätsunion entscheiden. Seine sechs Bestandteile sind
die Ratifizierungen des Fiskalvertrags, des Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM), der ESM-
Finanzierung, der europarechtlichen Verankerung des
ESM sowie die Einführung von Umschuldungsklauseln
in Bundeswertpapiere mittels einer Novelle des Bun-
desschuldenwesengesetzes und – aufgrund der vorge-
zogenen ESM-Bareinlage – ein Nachtragshaushalt
2012. Die Vorschläge sehen im Detail vor: Dauerhaft
soll der ESM auf eine Ausleihkapazität von 500 Mrd.
Euro begrenzt bleiben. Dieser Betrag ist glaubwürdig
im Angesicht der wirtschaftlichen Stärke der Eurolän-
der. Ein höherer Betrag wird in einer zukünftig stabile-
ren Lage nicht erforderlich sein. Die Begrenzung auf
insgesamt 500 Mrd. Euro (Konsolidierung) soll tem-
porär durchbrochen werden, indem die bereits durch
EFSF gebundenen Hilfszusagen von rund 200 Mrd.
Euro (inkl. der noch bis zum Ende der Programme
auszuzahlenden Tranchen) nicht anzurechnen sind.
Damit entsteht eine neue konsolidierte Obergrenze
von EFSF/ESM von bis zu 700 Mrd. Euro, die hoffent-
lich wie beim EFSF nicht ausgenutzt werden muss.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer

Im vergangenen Dezember hatte ich über die Presse
zur Bewerbung beim Jugendmedienworkshop des
Deutschen Bundestages aufgerufen. Auch der Li-
lienthaler Maximilian Pett hat sich mit einem Video-
beitrag beworben. Die Reportage hat der Jury sehr gut
gefallen und er hat es so geschafft, einer von 30 Ju-
gendlichen zu sein, die an dem Jugendmedienwork-
shop in Berlin teilnehmen können.

Auf dem Programm dieses Workshops, der vom 25.
bis 30.3. stattfindet, stehen neben Treffen mit Abge-
ordneten aller Fraktionen und verschiedenster Funkti-
onen sowie der Teilnahme an einer Plenarsitzung auch
g a n z t ä g i g e
Pressehospitati-
onen in Redak-
tionen. Selbst-
verständlich hat
der Lilienthaler
T e i l n e h m e r
gemeinsam mit
drei weiteren
J u n g j u o r n a -
listen auch mich getroffen. Ganz besonders begeistert
war ich von dem Videobeitrag, mit dem der Schüler
des Gymnasiums Lilienthal sich beworben hatte. Ein
toller Beitrag mit vielen kreativen Ideen und technisch
gut umgesetzt. Zufällig hat sich Maximilian mit dem
Freiwilligen Sozialen Jahr beschäftigt, für dessen Fi-
nanzierung ich als Haushälter hier im Bundestag zu-
ständig bin. Ich habe den vier Jugendmedienworkshop-
Teilnehmern Rede und Antwort gestanden – genauso
wie bei „großen“ Journalisten.

Wie ein richtiger Journalist
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Staatssekretär zur Klärung von Details zur
Standortschließung in Schwanewede

der derzeit auch von der Garlstedter
Logistikschule mitgenutzt wird, ge-
schlossen wird. Nur bei einer
Schließung des Truppenübungsplat-
zes ist eine sinnvolle Verwertung
und Weiternutzung der Bundes-
wehrliegenschaften möglich. Es
kann nicht sein, dass die Soldaten
abgezogen werden und noch ein Teil
der Emissionen hier bleibt. Sollte
der Truppenübungsplatz nicht ge-
schlossen werden, befürchte ich,
dass es schwerer wird, restliche Tei-
le des Geländes zu vermarkten. Die-
se Signale hat Staatssekretär Kossen-

dey mitgenommen
und geäußert, dass
er das aus kommu-
nalpolitischer Sicht
vollkommen verste-
hen könne. Er sagte
auch, dass hierzu
noch keine endgülti-
ge Entscheidung im
B u n d e s v e r t e i d i -

gungsministerium gefallen sei. Bis
Mai/Juni diesen Jahres werde ge-
prüft und dann entschieden. Die
Entscheidung sei deshalb, so Kos-
sendey, nicht einfach, weil eine
Schließung erhebliche Investitionen
in Garlstedt erforderlich machen
würde um dort entsprechende
Übungskapazitäten aufzubauen. Ich
habe auch Ministerpräsident David
Mc Allister in dieser Angelegenheit
um Unterstützung gebeten und hof-
fe, dass er seinen Einfluss im Sinne
Niedersachsens und vor allem
Schwanewedes geltend macht. Wir
müssen alles daran setzen, dass der
Truppenübungsplatz auch geschlos-
sen wird. Ich habe aber auch den
Umgang der Gemeinde Schwanewe-
de mit dem Abzug der Bundeswehr
gelobt. Der professionelle und sach-
liche Umgang muss eine Würdigung
erfahren. Eine kluge Verwertung
der Flächen wird mittelfristig der
Gemeinde sehr zum Vorteil wer-
den.

Im Zuge der Bundeswehrreform
war Ende letzten Jahres bekannt
gegeben worden, dass der Bundes-
wehrstandort in Schwanewede auf-
gelöst wird. Zur Klärung der Details
war nun auf meine Einladung der
Parlamentarische Staatssekretär des
Bundesverteidigungsministeriums,
Thomas Kossendey, nach Schwane-
wede gekommen. Bereits bis Ende
2014 solle eine Reduzierung des
Personals am Standort auf 250 erfol-
gen. Dieser Abbau soll so gesche-
hen, dass Versetzung, Fluktuation
und Renteneintritt zu dieser Ver-
minderung füh-
ren. Bis spätes-
tens 2016 soll
der Standort
komplett aufge-
löst werden. Die
zivilen Beschäf-
tigten werden
die letzten sein,
die am Standort
Dienst tun und sie werden dann das
Kasernengelände „abschließen“.
Selbstverständlich habe ich mir auch
um die zivil Beschäftigten Gedanken
gemacht. Für die Soldaten gibt es in
der Regel eine Weiterverwendung
in der Truppe an anderen Standor-
ten. Ich weiß, dass Standortwechsel
alles andere als angenehm sind, aber
es droht den Soldaten wenigstens
keine Arbeitslosigkeit. Aber das ist
für die zivil Beschäftigten nicht so
einfach. Mir wurde aber mitgeteilt,
dass bis 2016 keine großartigen sozi-
alen Härten eintreten und aufgrund
der Altersstruktur der Beschäftigten
ein sozialverträglicher Abbau mög-
lich sei.

An dem Termin haben auch der
Bürgermeister der Gemeinde
Schwanewede, Harald Stehnken,
sowie in Vertretung des Landrates
Dr. Mielke, Richard Eckermann,
teilgenommen. Sie haben gemein-
sam mit mir dringlichst darum gebe-
ten, dass der Truppenübungsplatz,

Eindämmung der
Kalten Progression

Mit dem zügigen Beschluss eines
Gesetzes zum Abbau der kalten Pro-
gression verleihen wir unserer Poli-
tik für mehr Steuergerechtigkeit
Nachdruck. Gleichzeitig setzen wir
die verfassungsrechtliche Vorgabe
für das steuerfreie Existenzmini-
mum um. Die Expertenanhörung
hat unseren Gesetzentwurf bestä-
tigt.

Der Ball liegt jetzt beim Bundesrat.
Blockiert er den Gesetzentwurf, so
ginge dies vor allem zu Lasten der
Beschäftigten mit niedrigeren Ein-
kommen.

Die Eckwerte eines Gesetzes zum
Abbau der kalten Progression blei-
ben nach Abschluss der Bundestags-
beratungen unverändert:

Der Grundfreibetrag wird in zwei
Stufen um insgesamt 350 € angeho-
ben, und zwar zum 1. Januar 2013
auf 8.130€ und zum 1. Januar 2014
auf 8.354€. Das sind insgesamt 350€
mehr Steuerfreiheit.

Überdies wird der Tarifverlauf im
Bereich der Progressionszonen im
gleichen prozentualen Ausmaß ange-
passt.

Die jährlichen Steuermindereinnah-
men werden sich auf rund 6 Mrd. €
belaufen.


